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35. Jahrestag der Gründung der DDR 

Sozialistische Demokratie und gesellschaftliche Verantwortung
Nach dem Wahlaufruf des Nationalrats der Nationalen Front der DDR

WERNER K1RCHHOFF,
Kandidat des Zentralkomitees der SED und Vizepräsident des Nationalrats der Nationalen Front der DDR

Mit dem einmütigen Beschluß des Wahlaufrufs der Nationa­
len Front der DDR hat der Nationalrat am 24. Februar 1984 
den Auftakt zu vielfältigen Veranstaltungen und Gesprächen 
der Ausschüsse der Nationalen Front, der Abgeordneten und 
Kandidaten der Volksvertretungen mit den Bürgern gege­
ben. Die Kommunalwahlen am 6. Mai 1984 stehen ganz im 
Zeichen der Vorbereitung des 35. Jahrestages der Gründung der 
DDR. Sie werden Zeugnis ablegen von der engen Verbunden­
heit der Angehörigen aller Klassen und Schichten mit ihrem 
sozialistischen Vaterland, in dem erfolgreich eine Politik der 
Friedenssicherung, der Stärkung des Sozialismus und zum 
Wohle des Volkes verwirklicht wird.

Wir können mit einer eindrucksvollen Bilanz der Ver­
wirklichung der Beschlüsse des X. Parteitages der SED zur 
Wahl gehen. Fünf von 35 erfolgreichen Jahren geben uns er­
neut Veranlassung, mit Stolz die zurückgelegte Wegstrecke 
zu überblicken und mit Optimismus vorwärtszuschreiten.

Jahr für Jahr erreichten wir ein beträchtliches ökonomi­
sches Wachstum. Kontinuierlich erhöhte sich die Leistungs­
kraft der Volkswirtschaft. Produktion und Nationaleinkom­
men stiegen bei absolut sinkendem Verbrauch an Energie, 
Rohstoffen und Material. Die Wirtschaftsstrategie der SED 
für die achtziger Jahre, der Weg der intensiv erweiterten Re­
produktion und die sozialistische Planwirtschaft erweisen 
sich als richtig. Gute Resultate wurden auch in der landwirt­
schaftlichen Produktion und in. allen anderen gesellschaftli­
chen Bereichen erzielt.

Gesunde Entwicklung unserer Städte und Dörfer

Die Ergebnisse sozialistischer Kommunalpolitik sind an den 
Fortschritten der letzten 5 Jahre in den Städten und Dörfern 
ablesbar. Gemeinsam mit ihren Wählern vollbrachten die 
Volksvertreter große Leistungen für das soziale Wohlbefin­
den der Menschen in den Wohngebieten. Der Fleiß der Ar­
beiter und Genossenschaftsbauern, der Angehörigen der In­
telligenz und aller anderen Werktätigen fand seinen Nieder­
schlag in den sozialpolitischen Errungenschaften.

Viele Tausende Wohnungen wurden neu erbaut oder mo­
dernisiert, Straßenzüge rekonstruiert, historische Gebäude 
und Plätze schöner denn je wiederhergestellt. Zehntausende 
Eigenheime und renovierte Häuser prägen heute das Ant­
litz der Dörfer. Gewachsen ist die Zahl der Kultur- und 
Sportstätten, der Jugendklubs und anderer Gemeinschafts­
einrichtungen. Das Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen 
wurde bedeutend gefördert. Es entstanden neue Klassen­
räume und Turnhallen. Es versteht sich, daß jeder Schulab­
gänger eine Lehrstelle erhielt.

Die genossenschaftlichen und privaten Handwerker und 
die Gewerbetreibenden erhöhten ihre Leistungen für die Be­
völkerung. Stabile Preise für Waren des Grundbedarfs, 
gleichbleibende Tarife für Dienstleistungen und Verkehrs­
mittel sowie niedrige Mieten blieben Selbstverständlichkeiten 
unseres Alltags. Junge Menschen wie ältere Bürger können 
an der Entwicklung im Betrieb und in der Stadt, in der Ge­
nossenschaft und im Dorf und nicht zuletzt auch in der eige­
nen Familie am besten erkennen, was in unserem Arbeiter- 
und-Bauern-Staat in den zurückliegenden Jahren für ein 
schönes, reiches und sinnerfülltes Leben getan wurde.

Millionen legten selbst mit Hand an. Die hohen Leistungen 
in der Bürgerinitiative „Schöner unsere Städte und Gemein­
den — Mach mit!“ im zurückliegenden Karl-Marx-Jahr 1983 
sind ein anschaulicher Beweis dafür, wie die Bürger das Le­

ben in den Wohngebieten angenehmer und attraktiver ge­
stalten.

Oberstes Gebot: Bewahrung des Friedens

Für die Fortsetzung unseres sozialistischen Aufbauwerkes ist 
die Bewahrung des Friedens die vorrangigste Aufgabe. Mit 
der Stationierung neuer amerikanischer Atomraketen in 
Westeuropa, vor allem auf dem Territorium der BRD, erhöht 
sich die Gefahr, in ein nukleares Inferno abzugleiten. Diese 
gegen den Willen der Mehrheit der eigenen Bürger und ge­
gen die Lebensinteressen der Völker von den aggressivsten 
Kreisen der USA und der NATO getroffene verhängnisvolle 
Entscheidung hat die internationale Lage weiter kompliziert. 
Das hat uns — wie alle Kräfte des Friedens — in der Ent­
schlossenheit bestärkt, nun erst recht noch größere Anstren­
gungen zu unternehmen, um die Pläne der Atomkriegsstrate­
gen zu durchkreuzen. Für die Sache des Friedens sind die 
Vorschläge der Sowjetunion, der DDR und der anderen so­
zialistischen Staaten, dokumentiert durch die Initiativen von 
Prag und Moskau, ein Programm der Vernunft und des Rea­
lismus. Die DDR ist weiterhin bereit, für eine von atomaren 
Gefechtsfeldwaffen freie Zone in Mitteleuropa ihr gesamtes 
Gebiet zur Verfügung zu stellen. Es ist und bleibt unser gro­
ßes Ziel, Europa von Atomwaffen überhaupt freizumachen.

Aus der Nachkriegsgeschichte wissen wir aber auch, daß 
das militärstrategische Gleichgewicht, daß das Prinzip der 
Gleichheit und der gleichen Sicherheit unangetastet bleiben 
müssen, damit die imperialistischen Kreuzzugsabsichten nie­
mals Wirklichkeit werden.

Zur Politik der friedlichen Koexistenz gibt es keine ver­
nünftige Alternative. Nur friedliches Nebeneinderbestehen und 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten unterschiedlicher Ge­
sellschaftsordnung kann eine nukleare Katastrophe verhin­
dern, eine Gesundung der internationalen Lage herbeiführen. 
Die Rückkehr zu Entspannung, der Dialog mit allen, die an 
der Sicherung des Friedens, an effektiven Schritten zur Rü­
stungsbegrenzung und Abrüstung ernsthaft interessiert sind, 
bleiben oberstes Gebot. In diesem Sinne versucht unsere De­
legation im Verein mit den anderen sozialistischen Staaten, 
den Einfluß der DDR auf der Stockholmer Konferenz über 
Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrü­
stung in Europa geltend zu machen.

Für die Verwirklichung unserer Außen- und Sicherheits­
politik sind politische Stabilität, ökonomische Dynamik, die 
kontinuierliche Fortsetzung des Kurses der Hauptaufgabe in г 
ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik von ent­
scheidender Bedeutung. Festes Fundament dafür sind der un­
erschütterliche Bruderbund mit der Sowjetunion und die Ver­
ankerung der DDR in der sozialistischen Staatengemeinschaft.

Kommunalpolitik im Sozialismus und im Kapitalismus

Die Wahlbewegung wird zu weiteren spürbaren Fortschrit­
ten auf unserem guten Weg führen. In unserer sozialistischen 
Gesellschaft fügt sich die Entwicklung der Kreise, Städte und 
Gemeinden nahtlos in die positive gesamtstaatliche Bilanz 
ein. Sozialistische Kommunalpolitik ist die Verwirklichung 
einheitlicher Staatspolitik der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
in den Städten und Gemeinden entsprechend den spezifi­
schen Bedingungen unter Nutzung aller territorialen Mög­
lichkeiten und mit breiter demokratischer Mitwirkung der 
Bürger. Nicht zuletzt wird hier für die Bürger konkret und 
anschaulich sichtbar, daß ihnen auch zugute kommt, was sie


